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Stuttgart, den 01.10.2024 

Stellungnahme zur Anhörung eines Mobilitätsgesetz des Landes Baden-

Württemberg (Landesmobilitätsgesetz – LMG) 

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg kommt der 

Einladung zur Stellungnahme zum Entwurf eines Mobilitätsgesetzes des 

Landes Baden-Württemberg (Landesmobilitätsgesetz – LMG) gerne nach. 

Wir begrüßen grundsätzlich den vorliegenden Gesetzesentwurf. Das Ziel 

des LMG, einen Gestaltungsrahmen für die Verkehrswende im Sinne einer 

nachhaltigen, klimafreundlichen und verlässlichen Mobilität zu schaffen, 

halten wir für notwendig und teilen es ausdrücklich. Auch als Partnerin in 

der Initiative „Mobilitätswende gerecht gestalten“ des 

Verkehrsministeriums Baden-Württemberg setzen wir uns für die 

Ausgestaltung der sozial-ökologischen Transformation im Land ein. Die hier 

erarbeiteten und geeinten Lösungen sind im Gesetzesentwurf und weiteren 

Planungen des Landes zu berücksichtigen. 

Die freigemeinnützigen Wohlfahrtsverbände sehen soziale und ökologische 

Herausforderungen untrennbar miteinander verbunden. Die notwendige 

Transformation bedeutet für alle Menschen zahlreiche und zum Teil auch 

unangenehme Veränderungen im Alltag. Insofern sind wir überzeugt, dass 

in allen klimapolitischen Entscheidungen die Auswirkungen auf die soziale 

Lastenteilung im Allgemeinen und auf einkommensschwache Haushalte im 

Besonderen Berücksichtigung finden müssen. In der gerechten Verteilung 

der anstehenden Transformationslasten sehen wir entscheidendes 

Potenzial, um klimapolitische Verantwortung zu stärken und soziale 

Verwerfungen zu überwinden. Nur durch das konsequente 

Zusammenwirken von ökologischem und sozialem Mehrwert entstehen 

neue politische und praktische Lösungen, die beiden Zielen dienlich sind. 

Dieses Zusammenspiel ist die Voraussetzung dafür, dass zahlreiche 

Menschen die notwendigen Veränderungen mittragen. Die Transformation 

ist keine Bedrohung, sondern eine Chance, Veränderungen aktiv zu 

gestalten. 
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Auf dieser Überzeugung fußend, begrüßen wir die Planungen zum 

Mobilitätspass, sehen aber folgenden Anpassungsbedarf in der konkreten 

Ausgestaltung: 

1. Mobilitätspass 

Um eine landesweit einheitliche und sozial verantwortliche Umsetzung des 

Mobilitätspasses für Einwohnerinnen und Einwohner (Einwohnerbeitrag) 

sowie des Mobilitätspasses für Kfz-Halterinnen und -Halter (Kfz-

Halterbeitrag) zu garantieren, ist die Einzelbegründung zur 

Abgabenbefreiung i.S.d. § 16 Abs. 2 wie folgt zu präzisieren: 

 „Eine Unbilligkeit liegt vor, wenn Personen bedarfsgeprüfte 

Sozialleistungen vor allem zur Sicherung des Lebensunterhalts beziehen, da 

bei ihnen entsprechende Ausgaben bei der Ermittlung ihres Bedarfs nicht 

ausreichend berücksichtigt sind. Dies ist der Fall bei Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II oder SGB XII, entsprechenden 

Leistungen nach AsylbLG sowie beim Bezug von Wohngeld oder 

Kinderzuschlag (sowie einer entsprechenden bedarfsgeprüften Komponente 

bei Einführung der Kindergrundsicherung) für ein im Haushalt lebendes 

Kind.“ (vgl. S. 77) 

Durch den Verzicht auf die Kann-Regelung ist eine einheitliche Umsetzung 

sichergestellt, Verwaltungsabläufe werden vereinfacht und die 

Mobilitätsteilhabe einkommensschwacher Haushalte ist gestärkt. Gerade 

vor dem Hintergrund der weiteren Kostensteigerungen beim 

Deutschlandticket ist der kostenlose oder mindestens kostenreduzierte 

Zugang für Menschen mit geringem Einkommen eine zwingende 

Voraussetzung für die soziale Tragfähigkeit des Mobilitätspasses. Dabei sind 

die vorgelegten Kriterien zur Unbilligkeit die richtigen und sollten 

verbindlich angewendet werden, um gleichwertige Lebensverhältnisse zu 

sichern. Bezugsgröße in der Preisgestaltung sollte dann das ehemalige 9-

Euro-Ticket als Sozialticket BW sein. 

 

2. Mobilitätsguthaben 

Die in § 18 Absatz 3 vorgesehene Nichtübertragbarkeit des 

Mobilitätsguthabens einer abgabenpflichtigen natürlichen Person ist im 

Kern folgerichtig. Mit Blick auf die Mobilitätsteilhabe von Kindern und 

Jugendlichen im Allgemeinen und einkommensschwachen Familien im 

Besonderen ist eine Übertragbarkeit innerhalb von Familien/Haushalten 

einzuräumen. 

 

3. Barrierefreiheit 

Die Regelungen des § 2 Abs. 2 zur Schaffung barrierefreier Angebote in 

allen Planungen sind grundsätzlich zu begrüßen. Auch den besonderen 

Blick auf die speziellen Anforderungen von Kindern und Jugendlichen an 

eigenständige, sichere Mobilität teilen wir ausdrücklich. Zentral bleibt 

jedoch, Inklusion und damit Barrierefreiheit in einem umfassenden Sinne 
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bei diesen Planungen im Blick zu behalten und z.B. nicht nur auf die 

Schülerbeförderung zu begrenzen. Besonders Menschen mit körperlichen 

Einschränkungen und Gebrechen, mit Handicap oder ohne 

Deutschkenntnisse sehen sich in ihrer Mobilitätsteilhabe großen Hürden 

gegenüber. Um diese in den Planungen und Umsetzungen zu minimieren, 

ist die Beteiligung und/oder Befragung von betroffenen Menschen und 

deren Interessenvertretungen ein probates Mittel. In mögliche 

Abwägungen von Ressourcenkonflikten müssen die Anforderungen der 

Barrierefreiheit zwingend gewahrt bleiben. 

Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme und stehen zur 

Rücksprache zu den hier genannten Punkten gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen       

 

        

Marc Groß      Heiner Heizmann 

Vorstandvorsitzender     Ausschuss Armut      

                                                                                         und Existenzsicherung 

 

 


